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«Baureife Projekte umsetzen»
Mit der kostendeckenden Einspeisevergütung (KEV) wird alternative Energie
gefördert. Nationalrätin Brigitte Häberli (CVP/TG) will die Wartelisten abbauen.

Frau Häberli, die KEV schreibt für
die einzelnen Technologien Ober-
grenzen vor. Sie haben einen Vor-
stoss lanciert, um diese Deckelung
abzuschaffen. Weshalb?
Brigitte Häberli: Ich will errei-
chen, dass baureife Projekte zügig
realisiert werden. Viele Leute wol-
len in erneuerbare Energien in-
vestieren. Die bestehende Decke-
lung verzögert die Umsetzung von
zahlreichen sinnvollen Projekten
um Jahre. Diese Entwicklung ist
aufgrund der Ereignisse in Japan
völlig unbefriedigend. Das Poten-
zial der erneuerbaren Energien ist
gross. Die Deckelung der KEV ver-
hindert leider die Nutzung dieses
Potenzials. Zusätzlich verlange ich
in meiner Motion auch, dass mehr
Mittel für Stromeffizienzmass-
nahmen zur Verfügung gestellt
werden. Die aktuellen Zahlen
über den Schweizer Stromver-
brauch zeigen den Handlungs-
bedarf klar auf.

Eine völlige Freigabe der finanziel-
len Mittel kommt für Sie aber nicht
in Frage, sondern Sie wollen den
Deckel durch Jahreskontingente
ersetzen.

Häberli: Es geht darum, dass jetzt
einmal ein erster richtiger Schritt
gemacht wird. Gleichzeitig will ich
aber, dass eine gewisse Kontrolle
über die benötigten Finanzen ge-
wahrt bleibt.

So wird eine Einschränkung nur
durch eine andere ersetzt.
Häberli: Nein, das ist ein wichti-
ger Schritt, um jene Projekte, die
parat sind, auch umzusetzen. Die
sollen grünes Licht erhalten. Die-
se Bauherren können dann mit
Beiträgen rechnen. Gemäss
Schätzungen des Bundesamtes
für Energie könnten mit der Um-
setzung meiner Motion in den
nächsten 10 Jahren 8000 bis 10000
GWh generiert werden, das im
Gesetz vorgegebene Ziel von
5400 GWh würde damit weit über-
troffen.

Ab 2013 werden die Finanzen für
die KEV ohnehin um 50 Prozent
aufgestockt. Reicht das nicht, um
den Überhang abzubauen?
Häberli: Fachleute sagen, dass es
nicht reichen wird. Um den der-
zeitigen Überhang abzubauen,
müsste auf rund 2 Rp./kW aufge-

stockt werden. Die Erhöhung ist
aber grundsätzlich eine gute Ent-
wicklung. Die Bereitschaft, in er-
neuerbare Energien zu investie-
ren, wird weiter steigen. Ich kann
das nur begrüssen, denn eine
Diversifizierung in der Stromver-
sorgung ist dringender denn je.

Wäre es nicht am sinnvollsten,
einfach die finanzielle Aufstockung
zeitlich vorzuziehen?
Häberli:Das wäre eine gute Mass-
nahme, die aber nicht ausreicht.
Der Bundesrat ist jetzt gefordert.
Ich bin gespannt auf seine Ant-
wort und erwarte eine schnelle
Beantwortung. Ich gehe auch da-
von aus, dass weitere Vorstösse in
dieser Richtung eingereicht wer-
den. Interview: Christian Kamm

Brigitte Häberli-Koller
Nationalrätin CVP/TG

CVP will neue AKW verbieten
Bürgerliche Parlamentarier überbieten sich mit Vorstössen zum Ausstieg aus der
Atomenergie und wollen dazu rasch den Umweltverbänden die Flügel stutzen.

DENISE LACHAT

BERN. Nach den Grünen und der
SP will jetzt auch eine Mehrheit
der CVP den Bau neuer AKW in
der Schweiz verbieten: 21 Mitglie-
der der 31köpfigen Fraktion ha-
ben eine entsprechende Motion
des Walliser Nationalrats Roberto
Schmidt unterzeichnet, darunter
auch CVP-Parteichef Christophe
Darbellay. «Fukushima hat alle
endgültig erschüttert: Heute sind
wir gezwungen, uns die Welt auch
ohne Atom vorzustellen», sagt der
Parteipräsident.

«Gemeinsamer Nenner»

So rasch wie die Grünen und
die SP will die CVP allerdings nicht
auf die Aus-Taste drücken. «Die
Grünen wollen sofort aussteigen,
die SP innert 15 Jahren: Das ist
nicht realistisch und auch nicht
mehrheitsfähig im Parlament»,
sagt Motionär Schmidt. Er habe
darum innerhalb der Kommis-
sion für Umwelt, Raumplanung
und Energie (Urek) mit den Ver-
tretern von SP, Grünen, BDP und
Grünliberalen nach dem «kleins-
ten gemeinsamen Nenner ge-
sucht» und mit ihnen eine Motion

formuliert; dank der Unterstüt-
zung der Links- und Mittepartei-
en habe der Vorstoss im Parla-
ment gute Chancen. Diese Hoff-
nung bekräftigt die Fraktionsche-
fin der SP, Ursula Wyss. «Sehr gut»
sei dieser erste Schritt von der
CVP, damit ergäben sich neue
Mehrheiten im Parlament, sagt
Wyss im Gespräch mit unserer
Zeitung. Über die verbleibende
Laufzeit der alten Kraftwerke wer-
de man sich dann aber wohl noch
streiten.

Tatsächlich nennt Schmidt kei-
ne Frist für den Ausstieg, sondern
verlangt vom Bundesrat nur die
Ausarbeitung eines Gesetzes, das
den Zeitpunkt der Stilllegung un-
ter Berücksichtigung des Strom-
bedarfs und der Möglichkeiten
alternativer Energiequellen fest-
legt. Schmidt versteht seine Mo-
tion vorab als politisches Signal an
die Gesuchsteller für neue AKW,
«ihre Milliarden anders zu inves-
tieren». Ein Signal auch an die
eigene Bundesrätin, die zwar die
Rahmenbewilligungen für neue
AKW sistiert hat, sonst aber für
ihre AKW-freundliche Haltung
bekannt ist? Schmidt zuckt die

Schultern. Doris Leuthard kom-
me nun eben ein wenig unter
Druck, er sei aber sicher, dass sie
das dann «schon verkaufen» kön-
ne. Verkaufen muss Schmidt sei-
nen Vorstoss allerdings noch etli-
chen Parteikollegen, die bei ihm
nicht unterzeichnen wollten; sie
stammen vorab aus dem Aargau,
Luzern, Solothurn und Zürich.

«Strom abstellen»

Ärger ist auch mit Rot-Grün
abzusehen, denn die CVP will zur
Förderung alternativer Energie
das Verbandsbeschwerderecht
einschränken. Darbellay droht:
«Wer gegen AKW ist, aber einen
Ausbau der Staumauer am Grim-
sel ablehnt, dem sollte für ein paar
Wochen der Strom abgestellt wer-
den.» Ins gleiche Horn bläst der
Aargauer SVP-Nationalrat Hans
Killer. «In Abkehr von der rot-grü-
nen Verhinderungspolitik» müsse
für den Ausbau der Wasserkraft
das Bewilligungsverfahren stark
gestrafft werden. Gleich für alle
Energieprojekte die Verbands-
beschwerde vollständig aufheben
will Killers Rats- und Parteikollege
Hans Rutschmann aus Zürich.

Anklage fordert
Freiheitsstrafe
BELLINZONA. Anklagevertreter
Lienhard Ochsner fordert vor dem
Bundesstrafgericht für den Ban-
kier Oskar Holenweger eine teil-
bedingte Freiheitsstrafe von zwei-
einhalb Jahren sowie eine unbe-
dingte Geldstrafe. Verteidiger Lo-
renz Erni hält das Verfahren gegen
seinen Mandanten für illegal.

Nach Ansicht von Ochsner hat
sich Holenweger der mehrfachen
Urkundenfälschung, der Gehilfen-
schaft zu ungetreuer Geschäfts-
besorgung, der qualifizierten
Geldwäscherei und der Beste-
chung fremder Amtsträger schul-
dig gemacht. Für ihn ist erwiesen,
dass Holenweger mit fiktiven
Rechnungen zunächst schwarze
Kassen für den französischen In-
dustriekonzern Alstom geäufnet
und die Gelder dann zu Beste-
chungszwecken an ausländische
Amtsträger weitergeleitet hatte.
Nach Ansicht von Anwalt Lorenz
Erni ist das Verfahren gegen Ho-
lenweger illegal gewesen und eine
Verurteilung deshalb ausge-
schlossen. Der auf den Informa-
tionen von Ramos basierende
Anfangsverdacht, wonach sich
Holenweger angeblich als Dro-
gengeldwäscher anbiete, habe
für die Einleitung des Untersu-
chungsverfahrens nicht ausge-
reicht. (sda)
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Der Bund soll den Export von Zuchtvieh wieder unterstützen.

Kuhhandel mit Staatsgeldern
Gegen den Willen des Bundesrates will der Nationalrat die vor kurzem abgeschafften Subventionen für Exportvieh
wieder einführen. Der Bund soll die Ausfuhr von Schweizer Zuchtvieh jährlich mit 4 Millionen Franken unterstützen.
ANDRI ROSTETTER

Das Parlament legt in der Agrar-
politik einmal mehr den Retour-
gang ein: Kaum 16 Monate nach-
dem der Bund die Exportsubven-
tionen für Zuchtvieh aufgehoben
hat, will der Nationalrat diese
Änderung wieder rückgängig ma-
chen. Die grosse Kammer hiess
gestern eine Gesetzesvorlage gut,
die Ausfuhrbeihilfen wieder er-
möglicht. Ab 2012 soll der Bund
jährlich 4 Millionen Franken in
den Viehexport stecken. Das soll
ohne Mehrausgaben funktionie-
ren: Finanziert werden soll die
Exporthilfe über eine Umlage-
rung von Geldern, die für Direkt-
zahlungen vorgesehen sind.

Viehhandel eingebrochen

Die Gesetzesvorlage basiert auf
einer parlamentarischen Initia-
tive von Elmar Bigger (SVP/SG),
die allerdings schon im Dezember
2009 – also vor der Aufhebung der
Subventionierung – eingereicht
worden war. Die Viehhändler
fürchteten, ohne Finanzhilfe wer-
de der Export einbrechen. Nicht
ohne Grund, wie sich zeigen soll-

te: Im Jahr 2009 verkauften die
Schweizer Händler noch 5700
Stück Vieh ins Ausland, 2010 sack-
te die Zahl auf 500 ab.

Entwicklung vorweggenommen

Mit Abschaffung der Export-
hilfe hatte die Schweiz eine glo-
bale Entwicklung vorweggenom-
men: Die Welthandelsorganisa-
tion (WTO) hatte ihre Mitglieder
verpflichtet, bis 2013 sämtliche
Exporthilfen abzuschaffen. Für
Bigger war dies nicht nur verfrüht,
sondern grundfalsch. «Dieses
Vorpreschen schadet der ganzen
Landwirtschaft. Der Viehexport
ist eine Voraussetzung für den
Weiterbestand unserer einheimi-
schen Viehwirtschaft, vor allem in
den Hügel- und Berggebieten»,
sagt er auf Anfrage.

Dieser Argumentation folgten
auch die Wirtschaftskommissio-
nen (WAK) beider Räte und
stimmten der Vorlage zu. Der von
der WAK des Nationalrats ausge-
arbeitete Gesetzesentwurf stiess
in der Vernehmlassung auf breite
Akzeptanz: 16 Kantone, drei Par-
teien (CVP, CSP, SVP) sowie

17 Organisationen und Verbände
stimmten zu. Dagegen waren acht
Kantone, zwei Parteien (FDP und
SP) sowie zwei Verbände.

Ähnlich waren die Verhältnisse
im Parlament: FDP und SP kämpf-

ten gestern zusammen mit dem
Bundesrat erfolglos gegen eine
Allianz aus CVP und SVP.

Kommissionssprecher Markus
Zemp (CVP/AG) begründete die
Wiedereinführung unter ande-

rem mit dem Stillstand der WTO-
Verhandlungen. Bei der Aufhe-
bung der Exporthilfe sei das Parla-
ment davon ausgegangen, dass
auch alle anderen WTO-Mitglie-
der ihre Exporthilfen abschaffen
würden. «Wie Sie alle wissen, ist
die WTO weit davon entfernt,
überhaupt zu einem Abschluss zu
kommen», sagte Zemp.

Import von Schweizer Fleisch?

Auf verlorenem Posten kämpf-
te auch Agrarminister Johann
Schneider-Ammann. Zweck der
Exporthilfen sei ursprünglich die
Entlastung des Schweizer Vieh-
markts gewesen. Inzwischen sei
dies nicht mehr nötig, im Gegen-
teil: «Bei der heutigen Marktlage
wäre es nicht auszuschliessen,
dass subventionierte Exporttiere
letztlich als Schlachtfleisch wieder
in die Schweiz eingeführt wer-
den.» Exporthilfen seien deshalb
marktverzerrend und ineffizient.

Der Rat hatte dafür kein Ge-
hör, die Vorlage wurde mit 96 zu
63 Stimmen bei 8 Enthaltungen
gutgeheissen. Das Geschäft geht
nun an den Ständerat.




